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Eeschluß
über die iDurchführung von Rechenschaftslegungen

in der zentralgeleiteten volkseigenen Industrie.

Vom 21. Dezember 1981

Zur Verbesserung der Planung und Leitung der Volks­
wirtschaft sowie der weiteren Durchsetzung der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung ist es erforderlich, die 
persönliche Verantwortung der Leiter der volkseigenen 
Betriebe und Industriezweige zu erhöhen und eine 
straffe staatliche Ordnung und Disziplin durdizusetzen. 
Zu diesem Zweck sind von den Leitern der Vereinigun­
gen volkseigener Betriebe und den Leitern der ihnen 
übergeordneten Organe Rechenschaftslegungen als eine 
wichtige Methode der Leitung nach den Grundsätzen 
dieses Beschlusses durchzuführen.

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Beschluß gilt für alle zentralgeleiteten volks­
eigenen Industrie- und Baubetriebe sowie deren über­
geordnete Organe.

§ 2
Rechenschaftspflicht

Die Rechenschaftspflicht obliegt
a) dem Leiter des volkseigenen Betriebes gegenüber 

dem Hauptdirektor der WB,
b) dem Hauptdirektor der WB gegenüber dem Ab­

teilungsleiter des Volkswirtschaftsrates bzw. dem 
Minister für Bauwesen.

§ 3
Zeitpunkt der Rechenschaftslegung

(1) Beginnend mit dem Jahre 1962 hat eine Rechen­
schaftslegung durch die Leiter aller volkseigenen Be­
triebe bzw. durch die Hauptdirektoren der WB nach 
Vorliegen der betrieblichen Unterlagen über die mate­
rielle und finanzielle Abrechnung des abgelaufenen 
Planjahres zu erfolgen. Diese Rechenschaftslegung ist 
bis zum Ende des I. Quartals abzuschließen.

(2) Für die volkseigenen Betriebe, die am Jahresende 
Ergebnisrückstände ausweisen, ist die Rechenschaftsle­
gung mit der Prüfung und Festlegung der Finanzschuld 
entsprechend der Verordnung vom 23. Juli 1959 über 
die Behandlung und Finanzierung von Mindergewin­
nen bzw. außerplanmäßigen Verlusten in der volks­
eigenen Wirtschaft (GBl. I S. 645) zu verbinden.

(3) Im II. bis IV. Quartal des laufenden Planjahres 
hat der Leiter des volkseigenen Betriebes bzw. der 
Hauptdirektor der WB mindestens einmal vor dem 
Leiter des übergeordneten Organs Rechenschaft abzu­
legen. Der Leiter des übergeordneten Organs bestimmt 
den Zeitpunkt der Rechenschaftslegung.

(4) Wenn die Finanzorgane feststellen, daß grobe Ver­
stöße gegen die Plan- und Finanzdisziplin bzw. gegen 
die wirtschaftliche Rechnungsführung erfolgen, haben 
das Recht, die umgehende Einberufung einer Rechen­
schaftslegung zu fordern,

a) der Direktor der zuständigen Bezirksdirektion der 
Deutschen Notenbank (bei Baubetrieben der Lei­
ter der Bezirksstelle der Deutschen Investitions­
bank) gegenüber dem Hauptdirektor der WB,

b) der Minister der Finanzen gegenüber dem Leiter 
der betreffenden Abteilung des Volkswirtsdhafts- 
rates bzw. dem Minister für Bauwesen.

§ 4
Durchführung der Rechenschaftslegung

(1) Die Rechenschaftslegung des Leiters des volkseige­
nen Betriebes gegenüber der WB erfolgt unter dem 
Vorsitz des Hauptdirektors der WB. Die Rechen­
schaftslegung des Hauptdirektors der WB gegenüber 
der zuständigen Abteilung des Volkswirtschaftsrates 
bzw. des Ministeriums für Bauwesen erfolgt unter Vor­
sitz des Leiters der Abteilung des Volkswirtschaftsrates 
bzw. des Ministers für Bauwesen.

(2) Die Rechenschaft hat der jeweilige Leiter persön­
lich abzugeben.

(3) Der Hauptbuchhalter hat in seiner Eigenschaft als 
staatlicher Kontrolleur bei der Rechenschaftslegung 
über die Ergebnisse seiner Kontrolltätigkeit zu berich­
ten, kritisch zu dem vom Leiter des volkseigenen 
Betriebes bzw. Hauptdirektor der WB gegebenen Be­
richt Stellung zu nehmen und seine Vorschläge zur 
Verbesserung der Rentabilität vorzulegen.

(4) Der Leiter des Rechenschaft ablegenden volkseige­
nen Betriebes bzw. der Rechenschaft ablegenden WB 
ist nicht berechtigt, außer dem Hauptbuchhalter noch 
weitere Mitarbeiter zur Teilnahme an der Rechen­
schaftslegung hinzuzuziehen.

(5) Die Rechenschaftslegung hat für jeden Leiter eines 
Betriebes bzw. einer WB einzeln zu erfolgen.

(6) An der Rechenschaftslegung des Leiters des volks­
eigenen Betriebes gegenüber dem Hauptdirektor der 
WB hat der zuständige Leiter der Kreisfiliale der 
Deutschen Notenbank (bei Baubetrieben der zuständige 
Leiter der Kreisstelle der Deutschen Investitionsbank) 
oder ein von ihm bevollmächtigter Mitarbeiter teilzu­
nehmen. An der Rechenschaftslegung des Hauptdirek­
tors der WB gegenüber dem Leiter der entsprechenden 
Abteilung des Volkswirtschaftsrates bzw. Minister für 
Bauwesen hat ein vom Präsidenten der Deutschen No­
tenbank (bei der Bauindustrie vom Präsidenten der 
Deutschen Investitionsbank) bevollmächtigter Mitarbei­
ter teilzunehmen.

(7) Der Minister der Finanzen hat das Recht, weitere 
Mitarbeiter der Finanzorgane zur Teilnahme an der 
Rechenschaftslegung zu bevollmächtigen.

(8) Der Leiter des die Rechenschaft fordernden über­
geordneten Organs hat den an der Rechenschaftslegung 
teilnehmenden Finanzorganen mindestens 14 Tage vor­
her den Termin der Rechenschaftslegung mitzuteilen. 
Die erforderlichen Unterlagen sind den Finanzorganen 
mindestens 8 Tage vor dem Termin der Rechenschafts­
legung zu übergeben. ß - § 5

Inhalt der Rechenschaftslegung
(1) Die Rechenschaftslegung hat die Erfüllung aller 

Planteile und die Durchsetzung der Erfordernisse der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung zu umfassen. Dabei 
ist gleichzeitig die Lösung wichtiger politisch-ökonomi­
scher Aufgaben, wie Herstellung einer engen Wirt­
schaftsgemeinschaft mit der Sowjetunion, Förderung 
der Masseninitiative der Werktätigen und Organisie­
rung des Wettbewerbs zu beurteilen.

Für die Rechenschaftslegung über die Erfüllung des 
Planes sind folgende Fragenkomplexe in den Mittel­
punkt zu stellen:

a) Erfüllung der Warenproduktion und Staatsplan­
positionen,

b) Erfüllung des Investitionsplanes, insbesondere die 
termingemäße Inbetriebnahme der im Plan fest­
gelegten Kapazitäten und deren Nutzeffekt,


